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Zur Strafamtspflege der politiſchen Behörden. 
Von Dr. Karl König, k. k. Bezirkscommiſſär in Graz. 


Artikel II. des Geſetzes vom 23. Mai 1873, betreffend die 
Einführung der Strafproceßordnung, beſtimmt: „Nach Beginn der 
Wirkſamkeit dieſer Strafproceßordnung können die bisherigen Geſetze 
über das Strafverfahren nur nach Maßgabe der folgenden Artikel An⸗ 
wendung finden“. 

Artikel VIII desſelben Geſetzes normirt: „Hinſichtlich aller im 
Strafgeſetze vom 7. Mai 1852 vorgeſehenen, ſowie aller anderen, aus⸗ 
drücklich den Gerichten zur Aburtheilung zugewieſenen Uebertretungen 
ſteht das Verfahren und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten zu“. 

Sofort nach Promulgirung der Strafproceßordnung wurde aus 
Anlaß der Beſtimmungen dieſer beiden Geſetzesartikel die Frage aufge⸗ 
worfen, ob und welche Aenderung dieſelben in der politiſchen Straf⸗ 
amtspflege bewirken. Voraus wurde an die für alle im Reichsrathe ver⸗ 
tretenen Königreiche und Länder giftige Miniſterial⸗Verordnung vom 15. 
Februar 1857, R. G. Bl. Nr. 33, womit das Meldungsweſen materiell 
geregelt, und an die Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz 
und der oberſten Polizeibehörde vom 2. April 1858, R. G. Bl. Nr. 51, 
womit die Competenz zur Unterſuchung und Aburtheilung der Ueber⸗ 
tretungen der Meldungsvorſchriften ſowie die Strafſanction feſtgeſtellt 
worden iſt, mit der Annahme gedacht, durch die Eingangs eitirten zwei 
Geſetzesartikel ſei 8 320 lit. a, b, c und d des Strafgeſetzes vom 27. Mai 
1852 wieder hergeſtellt und die Aburtheilung der hierin bezeichneten 
Uebertretungen der Meldungsvorſchriften ſtehe nunmehr wieder den Be⸗ 
zirksgerichten zu. f 


Dieſe Annahme fand ihre Beſtärkung in einer Caſſationshof⸗ 
Entſcheidung vom 21. November 1874, Z. 8879, welche in Nr. 3 Jahr⸗ 
gang 1875 der Zeitſchrift für Verwaltung Seite 11 mitgetheilt worden iſt 

Bezogene Caſſationshof⸗Entſcheidung führt aus, daß § 320 St. ©. 
zu jenen Uebertretungen zähle, hinſichtlich welcher Artikel VIII des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zur St. P. O. vom 23. Mai 1873 und 89 derſelben 
das Strafverfahren und die Aburtheilung den Bezirksgerichten zuweist. 

Auf die Momente, welche dieſer Caſſationshof⸗Entſcheidung zu 
Grunde gelegen hatten, wurde ſich nunmehr als Cynoſur bei theoretiſchen 
Erörterungen berufen. 

Die Praxis benahm ſich verſchieden, zumeiſt im Sinne der Mini⸗ 
ſterialverordnung vom 2. April 1858 und dies, wie nachweiſen zu 
können wir dafür halten, mit Recht. 

Im Gegeunſtande wird die aufgeworfene Controverſe durch den 
allſeitig begrüßten, ſoeben erſchienenen II. Band von Mayerhofer's Hand⸗ 
buch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, Materieller Theil J. Ab⸗ 
theilung, nunmehr lebhafter und in nothwendiger Folge deſſen auch ge⸗ 
löst werden. 

Wenn auch die competente Löfung dieſer Frage nicht lange auf 
ſich warten laſſen kann, mag es der Sache keineswegs abträglich, ſondern 
nur förderlich ſein, obenan verſprochenen Nachweis zu verſuchen. 

»Das in ſeinem Fache einzig daſtehende und ſeine Aufgabe in beſt⸗ 
möglicher Weiſe löſende Buch Mayerhofer's führt auf Seite 449 aus, 
die mit Miniſterialverordnung vom 2. April 1858 den politiſchen Be⸗ 
hörden zugewieſene Strafcompetenz in den Uebertretungsfällen des § 320 
lit. a, b, c und d Str. G. ex 1852 ſei wieder aufgehoben, ſich auf ge⸗ 
nannte Caſſationshof⸗Entſcheidung vom 21. November 1874 berufend. 

Der Tenor dieſer Caſſationshof⸗Entſcheidung liegt in der Vor⸗ 
ausſetzung, daß dem § 320 lit. a, b, c und d Str. G. nicht derogirt, 
mithin, da hinſichtlich aller in dem Str. G. vorgeſehenen Uebertretungen 
das Verfahren und die Urtheilsfällung den Bezirksgerichten zugewieſen 
iſt, der frühere Zuſtand wieder hergeſtellt ſei. } 

Dem kann aber nicht fo fein; da 1. § 320, mit lit. a, b, e und d. 
wie er urſprünglich im allg. Str. G. erfchienen war, von den Redactoren 
des Str. G. unrichtiger Weiſe in dasſelbe aufgenommen, und die Er⸗ 
kenntniß deſfen zur thatſächlichen Ausſcheidung aus dem allg. Str. G. 
führte; 2. da durch die bisherige Richtung unferer Strafgeſetzgebung in 
unzweideutiger Weiſe dargethan iſt, § 320 in feinem ganzem Umfange 
gehöre nicht in den Rahmen des allg. Str. G. 

§ 320 allg. Str. G. in feiner vollſtändigen Faſſung hat verſchie⸗ 
dene Uebertretungen nebeneinander gereiht und denjenigen Sanctionen, 
welche eine wirkliche Rechtsverletzung oder Beſchädigung zu ſtrafen be⸗ 
rufen find, sub lit. a, b, c und d Delicte vorausgeſtellt, denen dieſe, die 
Aufnahme in das allg. Str. G. bedingende Vorausſetzung mangelt. 

Sub lit. a, b, e und d $ 320 find lediglich Präventiv⸗Vorſchriften 
gegeben, deren Beobachtung gemäß der Eingangsalinea dieſes § 320 allg. 
Str. G. nicht an allen Orten gefordert wird, deren local und auch tem⸗ 
porell verſchieden geforderte Beobachtung im Staatsleben indeß keines⸗ 
wegs entrathen werden kann. f 


Die vor Allem ſicherheitspolizeiliche Natur des Meldungsweſens 
ließ erkennen, daß der Zweck desſelben durch die Beſtimmungen der 
lit. a, b, c und d 8 320 allg. St. G. nicht erreicht werden kann. 
Um die der öffentlichen Ordnung und dem geficherten Gemeinweſen ab- 
Holden Exiſtenzen voraus zu erkennen in die Lage zu kommen, müſſen 
alle Staatsbürger unter gewiſſer Vorausſetzung bei Entfernung von 
ihrem Domicile und beim Eintreffen an anderen Orten der Ortsbehörde 
gemeldet werden. 

Wo, wann und in welcher Weiſe dies zu geſchehen hat, 
und wie dieſe Verpflichtung bei Unterlaſſung erzwingbar 
iſt, kann doch nimmermehr das allgemeine Strafgeſetz zu beftimmen 
berufen fein, und kaun die Regelung dieſer Umſtände ebenſowenig im 
§ 320 St. G. gefunden werden. 

Dieſe Erkenntuiß führte zur Regelung des Meldungsweſens in 
der Weiſe, daß in die Miniſterialverordnung vom 15. Februar 1857, 
R. G. Bl. Nr. 33 nicht nur die materiellen Normen des „§ 320 
lit. a, b, c“ aufgenommen, ſondern vorgenannten Zwecke entſprechend 
auch erweitert worden ſind, und es der Regierungsgewalt anheimgeſtellt 
blieb, die Mittel zur Erreichung jenes Zweckes ſelbſt wahrzunehmen; 
daß durch die Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz und 
der oberſten Polizeibehörde vom 2. April 1858, Nr. 51 in formeller 
und materieller Ergänzung obiger Norm mit Geſetzeskraft angeordnet 
wurde: 

„Die Uebertretungen der Meldungsvorſchriften ſind ohne Aus⸗ 
nahme von den politiſchen und an Orten, wo ſich landesfürſtliche 
Polizeibehörden befinden, von dieſen zu unterſuchen und zu beſtrafen“. 

„Hienach erhält es von der Zuſtändigkeit der Gerichte in Ueber⸗ 
tretungsfällen des $ 320 des Strafgeſetzes vom 27. Mai 1852 sub. 
lit. a, b, c und d fein Abkommen“. | 

„Dieſe Uebertretungen find mit 5— 100 Gulden oder mit Arreſt 
von 1 bis 14 Tagen zu ſtrafen“. | 

Und um an der materiell neuen Regelung der Meldungsvor⸗ 
ſchriſten an Stelle der aus dem Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 aus⸗ 
geſchiedenen Beſtimmungen des § 320 lit a, b, e und d keinen Zweifel 
aufkommen zu laſſen, nimmt dieſe letzteitirte Miniſterialverordnung vom 
2. April 1858 noch ausdrücklich die Norm auf: 

„Nach dieſem Strafausmaße find auch Gaſt⸗ und Schankwirthe zu 
beſtrafen, welche an Orten, wo Fremdenbücher geführt werden müſſen, 
Fremde bei ſich über Nacht aufnehmen, ohne zur Beherbergung berech⸗ 
tigt zu ſein.“ 

„Bei mehr als zweimaliger Beſtrafung kann nach Umſtänden auch 
die Abſchaffung von dem Schankgewerbe verhängt werden.“ 

Hiedurch wurde au Stelle des § 320 lit. d ein Analogon mit 
veränderter Strafſanction geſchaffen. Dies iſt für das Erkennen der 
Abſicht des Geſetzgebers, dem § 320 lit. a, b, c und d zu derogiren, 
relevant, da eine dem § 320 lit. d analoge Beſtimmung in der Mi⸗ 
niſterialverorduung vom 15. Februar 1857 nicht enthalten war, und 
es bei dem Neben einanderbeſtehen dieſer und des § 320 lit. a, b. c 
und d Srafgeſetzes obiger gegen die Gaſt⸗ und Schankwirthe gerichteten 
Norm nicht bedurft hätte. 

Schließlich trifft die Miniſterialverordnung vom 2. April 1858 
auch die formelle Beſtimmung, indem ſie im Punkte 4 das Ver⸗ 
fahren regelt. 

Zu dem Vorgeſagten ſei noch beigefügt, daß die Miniſterialver- 
ordnung vom 2. April 1858, R. G. Bl. Nr. 51 durch das Geſetz 
vom 22. October 1862, R. G. Bl. Nr. 72 ausdrü, lich aufrecht 
worden iſt, um jener Gewalt im Staate, welche, den örtlichen und 
zeitlichen Bedürfniſſen entſprechend, das Meldungsweſen zu regeln be- 
rufen iſt, die Erzwingung der Beobachtung gegebener Normen zu 
überlaſſen. 

Durch die angeführten Erwägungen will der Nachweis erbracht 
ſein: § 320 lit. a, b, c und d, wie er urſprünglich im allgemeinen 
Strafgeſetze erſchienen war, iſt in das allgemeine Strafgeſetz unrichtiger 
Weiſe aufgenommen worden, und die Erkenntniß deſſen führte zu ſeiner 
thatſächlichen Ausſcheidung aus dem allgemeinen Strafgeſetze. 

War 8 320 a, b, c, d aber einmal kraft eines Geſetzes aus dem 
allgemeinen Strafgeſetze ausgeſchieden worden, ſo war durch ihn zur 
Zeit des Erſcheinens der Strafproceß⸗Ordnung eine Uebertretung im allg. | 
Strafgeſetze nicht mehr vorgeſehen, und kann die Aburtheilung derſelben 
durch Art. VIII. des Geſetzes vom 23. Mai 1873 den Bezirksgerichten 
auch nicht wieder zugewieſen ſein. 


Wollte indeß dieſe Schlußfolgerung, an welcher aus noch zu er⸗ 
wähnenden, principiellen Gründen feftgehalten werden muß, nicht au⸗ 
erkannt werden, ſo ſei Nachſtehendes beigefügt. 

Den weiteren Beleg der Behauptung: „§ 320 lit. a, b, c und d 
ſei aus dem allg. St. G. ausgeſchieden“, finden wir in dem der richter⸗ 
lichen Gewalt und dem allgemeinen Strafgeſetze ſerne liegenden Zwecke 
der Sicherheits⸗Polizei, was die bisherige Richtung unſerer Strafgeſetz⸗ 
gebung zur Evidenz darthut. 

Art. II des Hye'ſchen Strafgeſetzentwurfes vom Jahre 1863 
bezeichnet $ 320 mit unter jenen Delicten des II. Theiles unſeres 
Strafgeſetzes vom Jahre 1852, welche aus dieſem Strafgeſetzentwurfe 
ausgeſchieden und einem zu erlaſſenden Polizeiſtrafſtatute vorbehalten 


worden ſind. 


Zu dieſem Artikel II des Strafgeſetzentwurfes vom Jahre 1863 
erklärt die Motiven⸗Darſtellung, es gehöre zu den allgemein anerkannten 
Mängeln des beſtehenden Strafgeſetzes, daß in den II. Theil desſelben 
eine große Anzahl ſolcher ſtrafbaren Handlungen aufgenommen worden 
iſt, durch welche zwar gegen zum Schutze der Rechte beſtehende Prä⸗ 
ventiv⸗Vorſchriften verſtoßen, aber noch keine Beſchädigung, keine wirk⸗ 
liche Rechtsverletzung begangen wird; einfache und eigentliche Polizei⸗ 
Uebertretungen alſo, welche bei Neugeſtaltung des allgemeinen Straf⸗ 
geſetzes aus demſelben zu ſcheiden und in ein Polizeiſtrafgeſetz zu 
verweiſen ſein werden. 

Und die nicht minder entſchiedene Anerkennung eines nicht in das 
Strafgeſetz und nicht vor das Forum des Strafrichters gehörenden 
Delictes findet ſich auch in dem Strafgeſetzentwurfe vom Jahre 1867, 


welcher ebenfalls im Art. II den § 320 unter Anderen einem Polizei⸗ 


Strafcodex zuweist. 

Durch die beiden bezogenen Strafgeſetzentwürfe wird der in vor⸗ 
liegenden Zeilen vertretene Standpunkt principiell anerkannt. 

Der am 7. November 1874 im Abgeordnetenhauſe eingebrachte 
Entwurf eines Strafgeſetzes über Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretungen verläßt den von den beiden vorgenannnten Strafgeſetzent⸗ 
würfen rückſichtlich eines beſonderen Polizeiſtrafcodex betretenen Weg 
und vereiniget wieder die meiſten jener Uebertretungen des II. Theiles 
des Strafgeſetzes vom Jahre 1852, welche von den vorerwähnten zwei 
Strafgeſetzentwürfen einem Polizeiſtrafgeſetze zugewieſen werden wollten. 

Von dem beſonderen Polizeiſtrafcodex wurde einerſeits wegen 
der zahlreichen, den politiſchen und Polizeibehörden zugewieſenen De⸗ 
licte, deren Determinirung von den mannigfachſten örtlichen und zeit⸗ 
lichen Bedürfniſſen bedingt iſt, und anderſeits in Folge der Erwägung 
abgeſehen, daß die Finanzlage des Staates die Beſtellung eigener 
Polizeirichter nicht gut geſtattet. 

Nachdem der Polizeiſtrafcodex nicht in Ausſicht genommen, 
müßte, wenn unſere Anſicht bezüglich der polizeilichen Strafamtspflege 
des Grundes entbehrte, § 320 feine Reception im Strafgeſetzentwurfe 
ex 1874 wieder gefunden haben. Dem iſt aber nun nicht vollends ſo. 

§ 320 lit. e, f und g: „Falſchmeldung, Nachmachung oder Ver⸗ 
fälſchung öffentlicher Urkunden, Bedienung eines fremden Ausweiſes“ 
finden ſich allerdings vorweg im letztgenannten Strafgeſetzentwurfe 
unter den Uebertretungen „wider die ſtaatlichen Einrichtungen“ im 
§ 434 und 437. 

Die Uebertretungen „wider die Sicherheit des Staates und 
wider die öffentliche Ruhe und Ordnung“ des Entwurfes ex 1874 
enthält 8 405: „Wer den zur Regelung des Wechſels in der Miethe 
von Wohnungen und anderen Räumlichkeiten erlaſſenen Anordnungen 
zuwiderhandelt, iſt an Geld bis 100 fl. zu beſtrafen“. 

§ 405 des Entwurfes ex 1874 iſt zweifelsohne das Analogon 
zu § 320 lit. a und b des St. G. ex 1852, ob jener aber dieſen 
in lit. a und b extenſiv ſubſtituirt und zu ſubſtituiren überhaupt be⸗ 
rufen ſein ſoll, dies des Weiteren zu behandeln liegt nicht im Zwecke 
dieſer Zeilen, und mag einer möglichen anderen, mit dem Gegenftande 
zuſammenhängenden Beſprechung vorbehalten bleiben. 

Lit. c und dus 320 St. G. ex 1852, ein Theil der eigent⸗ 
lichen materiellen Meldungsnormen, werden im Entwurfe (x 1874 
jedoch vermißt und haben gemäß dieſem Entwurfe nach wie vor außer 
dem allgemeinen Strafgeſetze, aus welchem ſie ausgeſchieden 
worden ſind, zu verbleiben. 

Dies aber wäre doch nicht der Fall, wenn Art. VII des Geſetzes 
vom 23. Mai 1873. die bekämpfte Wirkung haben ſollte, da ein 
offenbarer Widerſpruch zwiſchen dem formellen und materiellen Straf⸗ 


rechte — wenn auch in keiner in die Augen ſpringenden jo doch nicht 
unwichtigen Richtung — vorläge. 

Schließlich ſei noch hervorgehoben, daß die Regierungsgewalt, 
ſowohl wegen ihres autoritativen Berufes im Staatsleben, als auch in 
ihrer Eigenſchaft als Executivgewalt der vielſeitigen erzwingenden Macht 
bedarf, und dieſe Macht ihr am richtigſten und im wohlverſtandenen 
öffentlichen Intereſſe dort in keiner Weiſe verkümmert werden ſoll, wo 
es ſich um die öffentliche Sicherheitspflege handelt. 

Letztere iſt der raſchen und energiſchen Action bedürftig und will 
einen Abbruch nicht erleiden, wo es ſich um einen Executivzweig 
handelt, gleich dem durch die Miniſterialverordnung vom 15. Februar 
1857, R. G. Bl. Nr. 33 und durch die Miniſterialverordnung vom 
2. April 1858, R. G. Bl. Nr. 51 Geregelten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch die nur bedingungsweiſe, in Anhoffung auf die Erlangung 
der angeſuchten behördlichen Bewilligung, vorgenommene Verthei⸗ 
lung eines Gemeindewaldes begründet die Uebertretung des § 21 
8 des Forſtgeſetzes. 
Die Uebertretung des F 21 des Forſtgeſetzes kann (in Rückſicht 
auf § GO ff. Forſtgeſetz) nicht nach den Strafbeſtimmungen des 
Forſtgeſetzes, ſondern nur unter Zugrundelegung der Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 39s be: 
ſtraft werden. 


Laut einer bei der Bezirkshauptmannſchaft L. eingelangten An⸗ 
zeige des Secretärs der Gemeinde L. vom 27. Juli 1875 haben die 
Inſaſſen der Ortſchaften Bl., Be., und Sch., die vormals bei der Herr⸗ 
ſchaft L. eingeforſtet waren, damit begonnen, ihr Servitutsäquivalent 
mit 383 Joch (Waldung R.) das vor circa 3 Wochen ſrüher vermarkt 
worden war, ohne Bewilligung individnell zu vertheilen, wobei ſie ſich 
des Geometers D. bedienten. Die Machthaber der obigen 3 Ortſchaften 
waren hiebei: für Bl. Johann J., für Be. Stefan P., für Sch. 
Valentin K. 

Dieſe drei Perſonen wurden von der Bezirkshauptmaunſchaft L. 


Aeußerung des Landesſorftinſpectors im guten Glauben gehandelt und 
es ſei aus der vorgenommenen Vertheilung factiſch kein Schaden erwachſen, 
nachdem auch nicht eine einzige Abſtockung vorgenommen wurde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 22. Jänner 1876, 
3. 17.909 ex 1875 einvernehmlich mit dem k. k. Ackerbauminiſterium 
die den Geſuchſtellern zuerkannte Geldſtrafe im Wege der Nachſicht auf 
je 5 fl. eventuell Einen Tag Arreſt herabgemindert. W. 


Das Einſammeln von Almoſen durch Abgeſandte eines Mendiean⸗ 
tenordens begründet nicht die Uebertretung der Landſtreicherei. Zur 
Auslegung des § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, Nr. 1083 


* +. 


Dem Capuciner⸗Convent in Fiume iſt auf Grund des Gu⸗ 
bernial⸗Reſcriptes Fiume vom 13. März 1784 und des Erlaſſes des 
k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht v. 10. März 1857 ge⸗ 
ſtattet, durch ſeine Conventualen jährlich Almoſen für das Kloſter ein⸗ 
ſammeln zu laſſen. Derſelbe ſchickte daher, ſowie in jedem Jahre, auch 
im Juli 1874 den Ordensbruder Daniel Delac mit dem Knechte Franz 
Mandic nach Innerkrain aus, um bei den Gläubigen milde Gaben ab⸗ 
zuholen. Dieſe Beiden wurden jedoch am 6. Juli durch die Gendar— 
merie zu dem k. k. Bezirksgerichte Laas geſtellt und von dieſem am 
7. Juli nach § 1 des Geſetzes v. 10. Mai 1873, Nr. 108 R. G. 
Bl., zu je zwölfſtündigem Arreſte verurtheilt. Der Quardian brachte 
den Vorgang zur Kenntniß des Miniſteriums des Innern, und in 
Folge der hierüber gepflogenen Erhebungen fand ſich die k. k. General⸗ 
procuratur veranlaßt, eine Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des 
Geſetzes gegen das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Laas, einzu⸗ 
bringen. 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche unter dem Vorſitze des 
Senatspräſidenten Freiherrn v. Apfaltrern bei dem k. k. Caſſations⸗ 
hofe am 9. September d. J. ſtattfand, begründete der Generalprocura⸗ 
tor⸗Stellvertreter Dr. v. Liszt die Nichtigkeitsbeſchwerde im Weſentli⸗ 
hen wie folgt: „Der Capuciner-Convent in Fiume beſteht mit behörd⸗ 
licher Bewilligung und gehört daher im Sinne des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches zu den erlaubten Geſellſchaſten, welche im Verhältniſſe gegen 


zur Verantwortung gezogen und geſtanden die Geſetzesübertretung ohne Andere in der Regel gleiche Rechte mit den einzelnen Perſonen ge⸗ 
Weiteres ein. Zu ihrer Entſchuldigung führten ſie an, ſie hätten bei der nießen. So wenig man nun einzelnen Perſonen im Allgemeinen das 
Landesregierung ein Geſuch um Theilungsbewilligung eingebracht, deſſen Recht abſprechen kann, ſich an die fremde Mildthätigkeit zu wenden, fo 


Erledigung ſich aber längere Zeit verzögerte, daher ſie ſich an den Landes⸗ 
forſtinſpector wandten, welcher ihnen die Gewährung ihrer Bitte in be⸗ 
ſtimmter Form zugeſichert haben ſoll. Dieſe Aeußerung hätten ſie als 
eine Bewilligung aufgefaßt und einſtweilen mit der Vertheilung und zwar 
zuerſt nach Ortſchaften und dann individuell begonnen, wobei übrigens 
feſtgeſetzt worden ſei, daß vor Erhalt der landesbehördlichen Bewilligung 
kein Holz in den aufgetheilten Waldgründen geſchlagen werden duͤrfe. 
Die Bezirkshauptmannſchaft L. ging von der Anſchauung aus, 
daß auch die bedingungsweiſe Vertheilung die Uebertretung des § 21 
des Forſtgeſetzes involvire und verurtheilte die 3 Vorgenannten mit Er⸗ 
kenntniß vom 10. Auguſt 1875 wegen dieſer im Hinblicke auf 8 31 
des Servituten-Ablöſungs-⸗Patentes die Uebertretung des § 21 Forſtge⸗ 
ſetzes begründenden Waldvertheilung ohne Abwarten der höheren Be— 
willigung im Grunde der Miniſterial-Verordnung vom 30. September 


gemacht oder gar, wenn er dasſelbe durch Mitglieder des Conventes 
ausübt, gegen die Letzteren im ſtrafgerichtlichen Wege vorgegangen wer⸗ 
den. Der Frater Daniel Debac und der Knecht Franz Mandic, welche 
im Auftrage des Ordens nach der beſtehenden Uebung die jährlichen 
Beiträge an Geld und Naturalien von den Unterſtützern des Kloſters 
für dasſelbe einſammelten, erſcheinen daher, ſolange nicht der Thatbe⸗ 
ſtand des § 517 St. G. vorliegt, keiner im allgemeinen Strafgefetz⸗ 
buche verpönten Handlung, und gewiß auch nicht der im § 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 10 Mai 1873, Nr. 108 R. G. Bl. bezeichneten Ueber⸗ 
tretung ſchuldig, wegen welcher ſie Beide von dem Bezirksgerichte Laas 
mit Urtheil vom 7. Juli 1874, 3. 816, zur zwölfſtündigen Arreſt⸗ 
ſtrafe verurtheilt worden ſind. 

Dieſes Urtheil enthält eine offenbare Verletzung des Geſetzes. 


wenig kann dieſes Recht dem Capuciner⸗Convente in Finme ſtreiti 
g g 


1857, R. G. Bl. Nr 198 zu einer Geldſtrafe von je 20 fl. eventuell Die Uebertretuug des § 1 des erwähnten Geſetzes fällt Demjenigen 
4 Tagen Arreſt, ſowie zur Tragung der Strafproceß- und Vollzugskoſten zur Laſt, „der ohne beſtimmten Wohnort oder mit Verlaſſung feines 
und erklärte die durchgeführte individuelle Waldtheilung für rechtsun⸗ Wohnortes gejchäfts- und arbeitslos umherzieht und ſich nicht auszu⸗ 
wirkſam. weiſen vermag, daß er die Mittel zu ſeinem Unterhalte beſitze oder 

Ueber Recurs der Verurtheilten, wobei neuerlich nur auf die bloß redlich zu erwerben ſuche“. Um dieſes Geſetz auf eine beſtimmte Perſon 
bedingungsweiſe erfolgte Waldtheilung hingewieſen wurde, ſand die anwenden zu können, muß erwieſen vorliegen: 1. daß dieſelbe keinen 


Landesregierung mit Entſcheidung vom 3. November 1875 das Straf⸗ 
erkenntniß der J. Inſtanz vollinhaltlich zu beſtätigen, indem ſie gleichfalls 
von der Anſicht ausging, daß eine, wenn auch nur bedingungsweiſe, 
Theilung eines Gemeindewaldes ohne Bewilligung als bereits vollzogene 
Geſetzesübertretung anzuſehen ſei, was auch den ſtrafrechtlichen 
Principien entſpreche und umſomehr feſtgehalten werden müſſe, als ſonſt 
die Beſtimmung des § 21 Forſtgeſetz thatſächlich vollkommen illuſoriſch 
gemacht würde. 

Johann J. und Conſorten haben bei der Bezirkshauptmannſchaft 


beſtimmten Wohnort beſitzt oder ihn verlaſſen hat, 2. daß ſie geſchäfts⸗ 
los⸗ und arbeitslos herumzieht, 3. daß ſie nachweislich die Mittel zum 
Unterhalte nicht beſitzt, noch redlich zu erwerben ſucht. Auf den Frater 
Daniel Delac und den Kuecht Mandie trifft nicht ein einziges dieſer 
drei Merkmale zu. Sie gehörten dem Capuciner⸗Convente in Fiume 
an und hatten daher ihren beſtimmten Wohnort. Ein Verlaſſen des 
Wohuortes kann in dem über Auftrag ihres Oberen erfolgten Heraus⸗ 
gehen aus dem Kloſter ebenſowenig erkannt werden, als man irgend 
Jemanden, der eine mehrtägige Vergnügungsreiſe antritt, deswegen zu⸗ 


L. das protokollariſche Anſuchen um Nachſicht der in I. und II. Inſtanz muthen darf, daß er feinen Wohnort aufgegeben habe. — Beide zogen 
verhängten Strafe geſtellt, wobei fie außer den ſchon im erſten Recurſe auch nicht beſchäftigungslos herum, ſondern fie ſammelten, in Gemäß⸗ 
angeführten Umſtänden geltend machten, fie. hätten auf die mündliche heit des erhaltenen Auftrages und der beſtehenden Uebung, die Liebes- 


gaben für den Orden ein. Nicht einmal dem Touriſten, der zu feinem 
Vergnügen Berge beſteigt und Waſſerfälle aufſucht, oder dem Wall⸗ 
fahrer, der auszieht, um an Fuße eines Gnadenbildes ſeine Gebete zu 
verrichten, kann Beſchäftigungsloſigkeit im Sinne des erwähnten Geſetzes 
zur Laſt gelegt werden. Beide beſaßen endlich als Angehörige des 
Kloſters die Mittel zu ihrem Unterhalte, denn es wurde von keiner 
Seite behauptet, daß der Capuciner⸗Convent in Fiume feiner Ver⸗ 
pflichtung, die Mitglieder und Dienſtleute des Kloſters zu erhalten, 
nicht nachgekommen ſei. 

Nach dem Wortlaute des Geſetzes können daher Beide nicht 
als der erwähnten Uebertretung ſchuldig angeſehen werden. Ebenſowenig 
bietet aber die Tendenz des Geſetzes einen Anlaß, ſie wegen der be⸗ 
ſagten Uebertretung zu ſtrafen. Der Inhalt des Geſetzes und die 
Motive zu demſelben zeigen deutlich, daß es die Abſicht der Geſetz⸗ 
gebung war, der namentlich auf dem Lande durch die Landſtreicher 
arg gefährdeten öffentlichen Sicherheit einen ausgiebigen Schutz zu ge⸗ 
währen. Es dürfte aber Niemanden, und wohl auch dem Bezirksgerichte 
Laas nicht eingefallen fein, die öffentliche Sicherheit durch das Ab⸗ 
ſammeln von Geld und Naturalien von Seite des Fraters und ſeines 
Begleiters für bedroht zu halten. 

Die Generalprocuratur ſtellt daher den Antrag, der h. Caſſations⸗ 
hof wolle erkennen: Es ſei durch das Urtheil des Bezirksgerichtes Laas 
das Geſetz verletzt worden, ſohin aber dieſes Urtheil aufheben und die 
beiden Verurtheilten von der ihnen zur Laſt gelegten Uebertretung frei⸗ 
ſprechen.“ 

Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Plenarentſcheidung vom 9. 
September 1875 3. 7559, durch das von dem k. k. Bezirksgerichte 
in Laas gegen Daniel Delac und Franz Mandi geſchöpfte Urtheil 
vom 7. Inli 1874, Z. 816, ſei das Geſetz verletzt worden. Dieſes 
Urtheil werde ſohin aufgehoben und die beiden Abgeurtheilten von der 
im 8 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, Nr. 108 R. G. Bl., be⸗ 
zeichneten Uebertretung nach $ 295, 3. 3 St. P. O., freigeſprochen 
und nach § 390 St. P. O. vom Erſatze der Koſten des Strafver⸗ 
fahrens losgezählt. 

Gründe: Der im § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, 3. 108 
R. G. Bl. beſprochenen Uebertretung gegen polizeilich ſtrafrechtliche Vor⸗ 
kehrungen macht ſich nach dem Wortlaute des gedachten Paragraphen nur 
Derjenige ſchuldig, der ohne beſtimmten Wohnort oder mit Verlaſfung 
ſeines Wohnortes geſchäfts⸗ und arbeitslos umherzieht und ſich nicht aus⸗ 
zuweiſen vermag, daß er die Mittel zu ſeinem Unterhalte beſitze, oder redlich 
zu erwerben ſuche. — Dieſe weſentlichen Merkmale aber, welche das Geſetz 
zum Thätbeſtande der obbezeichneten Uebertretung in ihrer Geſammtheit 
anfordert, find aus dem gegen den Frater Daniel Delac und den Knecht 
Franz Mandie erhobenen Thatbeſtande auch vereinzelt nicht vorgelegen. 
Denn es war dem Bezirksgerichte in Laas ſicher nicht unbekannt, daß die 
Mendicantenorden zur Deckung der Subſiſtenz ihrer Conventualen nach den 
Ordensſtatuten auch an die Sammlung milder Gaben gewieſen ſind, und 
mit Bezug darauf hat ſich der wegen Bettelns angehaltene Daniel Delac 
vor Gericht dahin verantwortet, daß er dem Capuciner⸗Convente in Fiume 
als Frater angehöre, vom Kloſterquardian zur Sammlung milder Spenden 
in den Bezirk Laas abgeordnet, und daß ihm zu dem Ende auch der bei 
dem Convente bedienſtete Knecht Franz Mandic als Träger beigegeben 
worden ſei; daß er endlich eine ſchriftliche Legitimation nur aus dem Grunde 
nicht mitgenommen habe, weil er im Bezirke Laas ohnehin bereits gut be⸗ 
kannt fer. — Damit im Weſentlichen ganz übereinſtimmend war auch die da⸗ 
malige Verantwortung des Knechtes Franz Mandie. Ueber dieſe Ausſagen 
der beiden Angeklagten hat das Bezirksgericht in Laas weder durch Ver⸗ 
nehmung der Bezirksinſaſſen die Perſonenidentität erhoben, noch mit einer 
einſachen Zuſchrift an den Conventvorſteher die thatſächliche Beſtätigung 
ihrer Angaben eingeholt, überhaupt im Gegenſtande keine weiteren Erhe⸗ 
bungen veranlaßt. Es mußte ſohin die Glaubwürdigkeit obiger Verant⸗ 
wortung gar nicht bezweifelt und letztere als wahrheitsgetreu angeſehen 
haben. — Bei dieſer Sachlage aber waren die beiden Angeklagten durch⸗ 
ans nicht ohne beſtimmten Wohnort, ſondern hatten ihren bleibenden 
Aufenthalt in dem Kloſter des Capucinerconventes in Fiume; fie haben 
auch im Sinne und Geiſte des Geſetzes dieſen Wohnort nicht verlaſſen, 
ſondern nur auf ganz kurze Zeit — nur bis zur Verrichtung des von ihrem 
Kloſterobern ihnen aufgetragenen Geſchäftes ſich aus demſelben entfernt, und 
nicht geſchäfts⸗ und arbeitslos ſind ſie umhergezogen, ſondern im Vollzuge 
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eines beſtimmten Geſchäftes, in der Vornahme der für den Convent ihnen an⸗ 
befohlenen Sammlung haben ſie die Ortſchaſten des Laaſer Bezirkes beſucht; 
endlich hatten ſie den ihrer Stellung angemeſſenen Unterhalt vom Kloſter⸗ 
Convente anzuſprechen und daſelbſt geſichert, daher auch die Anforderung 
eines Nachweiſes weiterer Mittel entfiel. In dem wider die beiden 
Angeklagten vorgelegenen Thatbeſtande fehlen ſohin alle weſentlichen 
Merkmale der im § 1 des Geſetzes vom 10. Mai 1873, Nr. 108 
R. G. Bl., bezeichneten Uebertretung, daher fie nur mit einer offen- 
baren Verletzung des Geſetzes dieſer Uebertretung ſchuldig erkannt wurden. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern h. 31. December 1875, 3. 17.552 mit Anord- 
nung beſonderer Beſtimmungen in Betreff Ausfertigung der Schubpäſſe für nach 
Baiern zu befördernde Schüblinge 


Nach den im Königreiche Baiern rückſichtlich des Schubweſens in Kraft ſtehen⸗ 
den Normen iſt die Abſchiebung auf beſtimmt bezeichnete Fälle beſchränkt und darf der 
Schub als eine ſelbſtſtändige Maßregel zum Zwecke der Aufenthaltsentziehung (das 
iſt nach der hierländigen Ausdrucksweiſe die einfache Heimſendung eines Individuums 
mittelſt Schubes) nur in dringenden Ausnahmsfällen, z. B. nach vorausgegangener 
Abſtrafung des betreffenden Individuums oder bei Gemeingefährlichkeit desſelben in 
Anwendung gebracht werden. 

Eine zu ſtrenge Auslegung oder unrichtige Vollziehung dieſer Normen hat den 
Uebelſtand zur Folge gehabt, daß die königlich bairiſche Grenzbehörde häufig 
Schüblinge, welche von den öſterr. Schubbehörden an jene von Baiern überſtellt, 
ſelbſt wenn ſie wegen ihrer größeren Gefährlichkeit mit Wachebegleitung übergeben 
werden, gleich nach der Uebernahme auf freien Fuß ſetzt, worauf fie in der kürzeſten 
Zeit wieder nach Oeſterreich zurückkehren, bis ſie neuerdings aufgegriffen und aber⸗ 
nials abgeſchoben werden. 

Um dieſem Uebelſtande wenigſtens einigermaßen vorzubeugen, hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern im Wege des k. und k. Miniſteriums des Aeußern der königl. bairi⸗ 
ſchen Regierung ſeine Geneigtheit eröffnet, die Anordnung zu treffen, daß von Seite 
der abſchiebenden öſterr. Behörde ſchon auf dem Schubpaſſe die zur Charakteriſirung 
des Schüblings erforderlichen Bemerkungen und zwar namentlich der Grund der 
Abſchiebung, allfällige vorausgegangene Abſtrafungen, und der Grad feiner Gemein⸗ 
gefährlichkeit erſichtlich gemacht werden, damit die übernehmende königl. bairiſche 
Behörde in der Lage ſei, zu prüfen, ob nach Maßgabe der dortigen Directiven 
eine weitere Verſchiebung zuläſſig iſt. 

Nachdem nun das königl. bairiſche Staatsminiſterium des Innern in dieſer 
in Vorſchlag gebrachten Anordnung eine weſentliche Beihilfe zum richtigen Vollzuge 
der in Baiern beſtehenden Schubvorſchriften erblickt und keinen Anſtand genommen 
hat, ſeinerſeits die königl. bairiſchen Schubbehörden mittelſt des Erlaſſes vom 3. 
December 1875, Z. 12.574 anzuweiſen, die Schubpäſſe der nach Oeſterreich zu 
Verſchiebenden mit den gleichen Vormerkungen zu verſehen, ſo werden die k. k 
Landesbehörden aufgefordert die unterſtehenden Schubbehörden zu beauftragen, auf 
dem Schubpaſſe jedes über die öfterr. baier. Staatsgrenze zu befördernden Schüblings 
die oben erwähnten Daten zur Charakteriſirung desſelben anzumerken. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Errichtung eines k. und k. Honorar⸗Conſulates 
in Pittsburg in den Vereinigten Staaten von Nordamerika genehmigt und den 
Banquier Max Scham berg zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Vibliothekar des Reichsrathes, Miniſterial⸗ 
ſecretär Vincenz Goehlert anläßlich deſſen Penfionirung den Titel eines Re⸗ 
gierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtverwalter Joſef Telſer in Klagen⸗ 
furt das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im k. k. Miniſterium des 
Innern Adolſ Ritter v. Löhr anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charak⸗ 
ter eines Sectionschefs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul in Syra Joſef Dubraveich 
anläßlich deſfen Penſionirung den Titel eines Generalconſuls verliehen und den k 
und k. Conſul in Liſſabon Georg v. Martyrt zum Generalconſul für Syra 
ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Forſtelevenſtellen im Bereiche der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection 
Görz mit je 500 fl. Adjutum, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 31.) 

Zollamtsaſſiſtentenſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Salzburg in dex ueunt en 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis 7. März. (Amtsbl. Nr. 33.) 

Amtsleitersſtelle bei der k. k. Telegraphenſtation in Wr.⸗Neuſtadt, bis 15. 
März. (Amtsbl. Nr. 35.) = 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


